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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Freitag, den 7. April 1865. 


Preußen 
0. C. Landtags-Verhandlungen. 
35. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (6. April). 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch der Finanz- und Handels miniſter, 
die Regierungs⸗Commiſſare Delbrück und v. Pommer⸗Eſche. Später Herr 
v. Mühler. Die Tribünen ſind ſchwach beſetzt. 

Präſident Grabow theilt die Namen der für die Marine⸗Vorlage ger 
wählten Commiſſions⸗Mitglieder mit: v. Carlowitz (Vorſitzender), Löwe 
[Bochum] (Stellvertreter), Cornely (Schriftführer), Raſſow (Stellv.), Schulze 
(Berlin), Gneiſt, v. Bunſen, Duncker, Hinrichs, Runge, Schmidt (Randow), 
Röpell, Dr. Möller, Dr. Koſch, Stavenhagen, Virchow, Kerſt, Schröder, 
Harkort, v. Saucken⸗Julienſelde, v. d. Leeden. 

Das Haus geht zur Tagesordnung über, zur Berathung der Zollvereins⸗ 
Verträge, über welche zunächſt die allgemeine Discuſſion ſtatlfinden ſoll. 
Der Hauptreferent, Abg. Michaelis, nimmt ſeinen Platz neben dem Prä⸗ 
ſidenten ein, die Special⸗Referenten bleiben auf ihren Plätzen. Der Antrag 
der Commiſſion geht bekanntlich dahin, die Zollvereins⸗Verträge, durch welche 
der Verein auf weitere 12 Jahre verlängert wird, zu genehmigen. 

Abg. Kerſt (gegen den Antrag): Nach meiner liesen Ueberzeugung muß 
ich gegen den Antrag ſtimmen. Das den Staaten des ehemaligen Steuer- 


vereins gewährte Präcipuum hat während der letzten 12 Jahre dem Zoll⸗ 


banden i 


verein 13 Mill., Preußen allein 8 Mill. gekoſtet, für die es feine Flotte hätte 
ausbauen können. In Hannover erkennt man den Segen des Zollvereins 
an, dennoch iſt ihm auf's Neue das Präcipuum bewilligt worden, zwar ein 
eringeres als früher, aber es kann noch immer ſehr bedeutend werden. 
enn Kriege, Handelskriſen oder Epidemien die Einnahmen des Zollvereins 
erheblich mindern follten, Hannover leidet nicht darunter, es bekommt 274% Sgr. 
pro Kopf; es hat alle Vortheile des Vereins und wir haben das Rifito, 
Und was gerährt Hannover dafür? Giebt es etwa die Eiſenbahnverbindung 
mit dem preuß. Kriegshafen zu, die fein Gebiet auf einer Strecke von Meile 
berührt? Nur den Salzpreis hat es erhöht, um das Salzmonopol in Preu⸗ 
ßen conſerviren zu können. Dafür 4—4% Mill. opfern, will ich nicht, und 
ich werde daher gegen die Verträge ſtimmen, da keine Ausſicht für einen 
Antrag in dieſem Jause vorhanden iſt, mit ihrer Genehmigung bis zur Auf⸗ 
hebung des Salzmonopols zu warten 
Abg. v. Gablenz (für den Antrag): Der Handelsvertrag mit Frankreich, 
auf deſſen Grundlage der Zollverein erneuert ift, eingeleitet von dem Mini; 
ſterium der neuen Aera, fortgeführt von einem Uebergangs⸗Miniſterium und 
abgeſchloſſen von dem gegenwärtigen trotz mannichfachen Widerſtandes, lie⸗ 
fert den Beweis, daß unabhängig von allen politiſchen Parteien und ihren 
Strömungen im Gebiete der Handelspolitik ei einheitliches Programm vor⸗ 
. das Preußen Stärke verleiht, weil Preußens Handelspolitik mit 
der nationalen Politik Deutſchlands identiſch iſt. Und daß keine Verwaltung 
dieſes Landes dem Zuge derielben widerſtehen kann, verdient an dieſer Stelle 
auagelnenden zu werden. (Beifall.) 
bg. Krieger (Berlin): Dem Hrn. Abg. Kerſt muß ich entgegnen, daß 
die Commiſſion in den mit Hannoper getroffenen Vereinbarungen fein Hin⸗ 
terniß für die Aufhebung des Salzmonopols, ſondern eber eine Förderung 
derſelben gefunden hat. Denn eine gemeinſame Salzgeſetzgebung im Zoll: 
vereine macht die 3 Reform mit Hilfe der einzelnen Landesvertre⸗ 
tungen erſt möglich. . : 
Abg. Ziegert legt. indem er die Verträge mit Freuden begrüßt, der 


Regierung ans Herz, für Ausbildung des Communicatfonsweſens und Her⸗ 


ſtellung der Freizügigkeit zu ſorgen, wenn wir di Concurrenz beſtehen follen, 
in die uns die neuen Verträge hineinführen. 8 

Abg. Faucher: Das Reſultat der heutigen Abſtimmung ſehe ich als un⸗ 
zweifelhaft an. Aber ich darf wohl mein Bedauern ansprechen, daß die 
an en Urheber des Zollvereins, der geiftige Urheber des engliſch⸗franzö⸗ 

ſchen Handelsvertrages, des Vaters unſeres Handelsvertrages, nicht mehr 
von der telegraphiſchen Depeſche, welche das Reſultat unſerer Abſtimmun 
in das Ausland trägt, erreicht werden können. Vor nicht gar langer Zelt 
haben wir jenen verdienſtvollen Beamten, der an der Spitze des Steuerwe⸗ 
ſens des preuß. Staates ſtand und dem, wenn auch nicht die erſte Idee, fo 
doch die Ausführung des Zollvereins vor Allem zu verdanken iſt, ins Grab 
geſenkt, und heute wird weit weg in Mithurſt, in Suſſex, die irdiſche Hülle 
eines Mannes beigeſetzt, der die eigenthümliche parlamentariſche Erſcheinung 
darbot, der erſte Vertreter der materiellen Intereſſen im Unterhauſe zu ſein, 
der ſich ſagte: ich babe fein Recht als Kattundrucker, als Kaufmann für 
be Intereſſen im Parlament zu ſprechen, ſondern nur als Nationals 
ekonom für die Geſammtheit, und der nach vieljjähriger Agitation alle In⸗ 

duſtriellen Englands ihm folgen lehrte. Eine andere Eigenthümlichteit war 
es, daß er Diele Wirkſamkeit ohne alle politiſche Rückſicht übte. erinnere 
mich noch, als im engſten Ausſchuſſe der europäiſchen Freihandelspartei der 
Feldzugsplan entworfen wurde, welche Ueberwindung es ihn, den Purita⸗ 
ner, koſtete, mit dem Cäſarismus über den Handelsvertrag zu verhandeln. 
Erlauben Sie mir, daß ich eine Stelle aus dem letzten Briefe, den er noch 
mit ſchwacher Hand an mich ſchrieb, verleſe, weil fie uns angeht und weil 
fie beweiſt, daß nicht Jeder in England Krämerpolitik treibt. (Der Redner 
lieft:) „Was Cure deutſche Politit betrifft, jo fteben wir vor einem Räthſel. 
Es iſt unmoglich zu bezweifeln, daß Preußen beſtimmt iſt, die Fohrerſchaft 
der deutſchen Familie zu übernehmen. Wie bei den Neu⸗Engländern in 
Amerita der Fall, muß mit Nothwendigteit Eure höhere Einſicht Euch das 
Uebergewicht bei Eurer Race gewähren; aber wir können nicht entdecken, 
wie ſich dieſer Prozeß in nächſter Zeit vollziehen wird.“ Der Brieſſchreiber 
heißt Richard Cobden. (Beifall.) 

Die allgemeine Debatte iſt geſchloſſen und es erhält das Wort der Be⸗ 
richterſtatter 

Abg. Michgelis: 


Wir legen heute, meine Herren, die letzte Hand an 
das Werk, welches das gen b 9 


Haus durch feinen einſtimmig gefaßten Beſchluß vom 
Jahre 1862, durch die Zuſtimmung zu dem 7 zwiſchen Frank⸗ 
reich und dem Zollverein eingeleitet hat. 

Seitdem, meine Herren, find große Kämpfe durch Deutschland, durch dies 
ſes Sand und dieſes Haus gegangen, aber der damals gefaßte Beſchluß bat 
feſtgeſtanden. getragen von feinem eigenen inneren Peie getragen von ber 
Uebereinſtimmung des preußiſchen und des deutſchen Volkes. Das Haus gab 
damals dem Miniſterium die Möglichkeit, von dem bisherigen Se be den 
abzugeben und legte ihm zugleich die Nothwendigkeit auf, die Politif des Frei⸗ 

andels durchzuführen. Es it ein neues Miniſterium an die Stelle des da⸗ 

maligen getreten; aber, wenn es auch gewollt hätte, es hätte nicht weichen 
önnen von d Wege welchen die geſedgebenden Factoren des preußiſchen 
Staates, welchen die öffentliche Meinung und das deutſche Volk vorgeſchrie⸗ 
ben hatten. Dieſe Wege, meine Herren, haben in ihrem nothwendigen Ent⸗ 
wick lungsgange zu dem Ziele gefübri, welches dieſes Haus gewollt hatte. 
Das Programm dieſes Hauſes ift erfüllt. Preußen iſt derjenige Staat, wel⸗ 
cher die Forderungen und Wunſche der großen Mehrheit des deutſchen Volkes 
durchführt, der für Deutſchland auf dieſem Gebiete diejenigen Reformen er⸗ 
. welche die politischen Zuſtände und die Verfaſſung des deutſchen 
Voltes unmöglich machen (ſehr Mn und Preußen hat hierin, trotz des in⸗ 
neren Conflicts, ſeinen alten Ruf wahrt, an die Spitze Deutſchlands zu 
treten. Und wenn wir die Gegner ſehen, die in dieſer Frage uns gegenüber 
ſtehen, fo find es vor Allem diejenigen, welche ihrer Selbſtſtändigkeit eiwas 
zu vergeben glauben, wenn ſie der öffentlichen Meinung nachgeben. a 

Die töniglide Staatsregierung möge aus dieſem Kampfe und ſeinem Re⸗ 
ſultate lernen, welche mächtige Stütze die öffentliche Meinung iſt, und welch 
eine Ehre es iſt und wie ſicher der Erfolg, wenn man das Organ der öffent» 
lichen Meinung iſt und ihren Willen durchführt. (Bravo!) M. 5.1 Der 
einzige Gegner der Commiſſions⸗Anträge in dieſem Haufe, der Herr Abg. 
Kerſt, hat einen Vorwurf hergeleitet aus den Beſtimmungen über das Hans 
noper gewäßrte Präcipuum. M. H.! Wir können die e haben, 
daß dieſes Präcipuum das einzig moͤglſche Reſultat der Verhandlungen ger 
weſen iſt, welches die ſehr verdienten Unterhändler dieſes Vertrages unter 
den gegebenen Umſtänden haben erreichen können. Wir haben mit dem Com⸗ 
miſſions⸗Antrage nur die Veränderungen in den Beſtimmungen des Zoll: 
vereins bewilligt, und dieſe haben wir für vortheilhaft 115 beſonders 
auch deshalb, weil fie bei dem natürlichen Gange der Entwickelung das Ende 
des Präcipuums in ſich enthalten, Den Beſtand des Kollvereind von der 
ii dung des N abhängig zu machen, wie Abg. Kerſt will, 
iſt unmöglich, und die Ueberzeugung don dieſer Unmöglichteit hat uns bei 


der Abſtimmung mit geleitet. M. H.! Vollenden wir, was wir begonnen, 
faſſen wir einen Beſchluß, zu dem wir uns durch unſere frühere Abſtimmung 
gewiſſermaßen verpflichtet haben. (Bravo!) 

Der Präſident eröffnet die Special⸗Discuſſion über jeden der acht Ver⸗ 
träge, auf denen die Erneuerung des Zollvereins beruht. Sie werden ſämmt⸗ 
lich ohne Debatte einſtimmig angenommen, nur gegen den erſten (den Ver⸗ 
trag vom 27. Juni 1864) ſtimmt der Abg. Kerſt. 


Präſ. Grabow: Somit, m. H. wären alle dieſe Verträge und das Ge 


ſetz einſtimmig vom Haufe angenommen. (Mit bewegter Stimme.) Ich 
freue mich, daß ein Abgeordneter in unſerer Mitte eines Mannes gedacht 
bat, der, jo lange Preußen Überhaupt in der verfaſſungsmäßigen Lage ſich 
befunden hat, ein treuer Hort und treuer Hüter der Verfaſſung geweſen, das 
war der verſtorbene Abg. Kühne. Ich glaube, das Haus kann ſein Anden⸗ 
ken bei dieſer Abſtimmung ehren, ich bitte, das Haus moge ſich erheben! 
(Das geſammte Haus erhebt ſich.) . 

Referent Michaelis beantragt, eine auf die Verträge bezügliche Petition 
als durch die Abſtimmung für erledigt zu erklären. Das Haus tritt dem bei. 

Nach der Tagesordnung folgt die Fortſetzung der Petitionsberichte. 

In dem dritten Berichte der Gemeinde⸗Commiſſion wird referirt über eine 
Petition der Rathsherren Meinert und Schirach zu Lauban, welche ſich 
über einen Verweis beſchweren, den fie von der Regierung in Liegnitz erhal⸗ 
ten, weil ſie in einem gegen die „Niederſchleſiſche Zeitung“ eingeleiteten 
Preßprozeſſe ihre Ausſagen wegen Beeinfluſſung der Wahlen durch die Re⸗ 
gierung, namentlich durch den Ober⸗Reg.⸗Rath b. Wegenern in Liegnitz, die 
ſie in Folge Requiſition der Unterſuchungs⸗Commiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes gemacht, vor dem k. Kreis⸗Gericht zu Lauban wiederholt und eidlich 
erhärtet haben. Da die Petenten die Unterzeichnung des ihnen vorgelegten 
Protokolls über dieſen Verweis verweigert haben, ſo iſt ihnen wegen Auf⸗ 
lehnung gegen die Dienſtdisciplin ein abermaliger Verweis ertheilt worden. 
Da die Petenten die geſetzlichen Inſtanzen nicht inne gehalten haben, ſo be⸗ 
antragt die Commiſſion den Uebergang zur Tagesordnung. (Berichterſtatter 
iſt der Abg. Schneider (Sagan). 

Abg. Becker (Dortmund) hat hierzu folgendes Amendement geſtellt: „Das 
Abgeordnetenhaus wolle erklären: die Anmeilung des Miniſterlums des Innern 
an die mittelbaren und unmittelbaren Staatsbeamten, den Requifitionen der 
Unterſuchungs Commiſſion des Abgeordnetenhauſes keinerlei Folge zu geben, 
verletzt den Art. 82 der Verfaſſungs⸗Urkunde. 

Abg. Baſſenge (Lauban): Nach der vorhergegangenen Debatte, in 
welcher eine vollſtänvige Uebereinſtimmung aller Parteien zu Tage getreten, 
haben wir jetzt ein Bild des Zwieſpaltes, des wüſten Einſtürmens auf die 
beſtehenden Geſetze, ausgegangen von den königl. Behörden. Das Haus hat 
die Niederſetzung einer Unterſuchungs⸗Commiſſion beſchloſſen, um die von der 
Regierung ausgeübten Wahlbeeinfluſſungen feſtzuſtellen, und der Miniſter des 
Innern fühlt ſich nach ſeiner geſtrigen Auslaſſung veranlaßt, dieſem „Schlage“ 
des Hauſes einen „Gegenſchlag“ zu verſetzen und die Behörden anzuweiſen, 
den Requiſitionen der Unterſuchungs⸗Commiſſion des Abgeordnetenhauſes 
keine Folge zu leiſten. Eine traurige Folge des gedachten ee: in 
welchem der Angeklagte freigeſprochen wurde, war die Verſetzung des Vor⸗ 
ſitzenden der Gerichtsabtheilung, eines würdigen Jubilars, aus der erſten in 
die zweite Abtheilung. (Hört! hört!) Was das heißt, weiß Jeder, der mit 
Gerichten irgend etwas 1 thun hat. Auch gegen die Petenten ſollte die 
Sache nicht ohne Erfolg bleiben; es wurde ihnen geſagt, daß ſie pflichtwidrig 
gehandelt hätten, dadurch, daß fie gegen die Anweiſung des Miniſters des 
Innern vor Gericht eine Ausſage gemacht hätten. 

Hierbei wurde verwechſelt, daß die Herren nicht einer Requiſition der 
Unterſuchungs⸗Commiſſion des Hauſes, ſondern des Gerichts Folge geleiftet 
haben. Es liegt alſo hier ein Mißbrauch der Amtsgewalt und der Autorität 
vor, die eben durch den Mißbrauch vernichtet wirv. Ich erkenne jedoch an, 
daß die Petenten den Spnlangengang nicht innegebalten haben. Der Herr 
Miniſter erhält von unſeren Verhandlungen Kenntniß, und will er das ver⸗ 
letzte Recht herſtellen, ſo wird er es thun. Der Antrag des Abg. Dr. Becker 
kann unzweifelhaft vom Hauſe angenommen werden. 

au Wachler: Ich halte das Amendement des Abe: Dr. Beder für 
überflüffig, da dieſe Angelegenheit ſchon einmal verhandelt und erledigt ift. 
Als das Haus die Unterſuchungs⸗Commiſſions⸗Einſetzung beſchloſſen hatte, 
da erging bald ein Staatsminiſterialbeſchluß, den Aufforderungen der Comm. 
keine Folge zu geben. Die Comm erließ deshalb unmittelbar an die Gerichts⸗ 
behörden ihre Requiſitionen, denen in den meiſten Fällen entſprochen worden iſt. 
Der erſte Theil des damaligen Commiſſionsberichts beſchäftigte ſich nur mit 
der Weigerung der Staatsregierung und die Commiſſion erklärte, daß dadurch 
der Art. 82 der Verfaſſung verletzt ſei. Das Haus hat den Commiſſions⸗ 
vorſchlag angenommen und kann ihn nicht noch einmal faſſen. Den Petenten 
wird durch den Antrag des Abg. Becker nicht geholfen. Ich würde es un⸗ 
zweifelhaft ausſprechen, daß die Petenten ſich als verfaſſungstreue Männer 
benommen haben, aber zu einem ſolchen Beſchluß ſind wir nicht befugt, da 
die Petenten verſäumt haben, den Inſtanzengang innezuhalten. Ich bitte, 
dem Commiſſionsantrage zuzuſtimmen. 

Abg. Duncker (zur Geſchaſts⸗Ordnung): Nachdem geſtern der Herr 
Miniſter des Innern die ſchwerſten Beſchuldigungen gegen das Haus ge⸗ 
ſchleudert hat, ſehe ich ihn heute zu meinem großeſten Bedauern nicht 
auf ſeinem Platze, heute, wo es ſich um eine Angelegenheit handelt, die klar 
darthut, daß der Terrorismus auf Seiten der Regierung iſt. Deshalb möchte 
ich das Haus bitten, die Verhandlungen über dieſe Petition auszuſetzen, und 
die Anweſenheit des Herrn Miniſters bei derſelben zu verlangen, jedenfalls 
aber zu conſtatiren, daß der Her Minifter nicht anweſend iſt, um das zu 
vertreten, was er geftern in verleumderiſcher Weiſe gegen die Majorität des 
Hauſes ausgeſprochen hat. tr N 

Der Präſ. Grabow erklärt, daß er den Herrn Minifter in der üblichen 
Weiſe von dem Gegenſtande der 3 in Kenntuiß geſetzt habe. 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Ich glaube, der einzige Grund, 
weshalb der Hr. Miniſter des Innern noch nicht erſchienen iſt, iſt der, daß 
er angenommen hat, der erſte Gegenſtand der Tagesordnung würde mehr 
Zeit erfordern, als er erfordert hat. ) mmu 
dem Hrn, Miniſter Nachricht gegeben, damit er einen Kommiſſarius eniſende 
oder ſelbſt erſcheinen moge. 3 ö 

Abg. Dr. John beantragt in Folge diefer Erklärung Vertagung, Abg. 
Dr. Becker Fortſetzung der Verhandlungen. 

Abg. Duncker: Ich beantrage, die vorliegende Petition bis zum Er⸗ 
ſcheinen des Miniſters zu verlaſſen und einſtweilen zum nächſten Gegenſtand 
der Siehe Namen überzugehen. 

Dieſer Antrag wird angenommen. N 

Die folgende Petition des Brauermeiſters Weighardt zu Priſtram, in 

welcher derſelbe darüber Beſchwerde führt, daß ein in der Dorflage binter 
feinem Wohnhauſe belegener Platz don der Verwaltungsbehörde unter Beſei⸗ 
tigung der Einfriedigung für ein öffentlicher Dorfweg erklärt ift, wird, da 
über dieſe Angelegenheit nur die Gerichte entſcheiden können, ohne Debatte 
durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt. 
Es folgt der nächſte Gegenſtand der eden Bericht der Unter⸗ 
richts⸗Commiſſion über die Petition des Lehrers Mann in Heiligen 
beil um Abhilfe der Noth des preußiſchen Lehrerſtandes. Die 
Commiſſton beantragt: die Staatsregierung aufzufordern, einen Geſetzentwurf, 
betreffend die Feſtſtellung der äußeren Verhältniſſe der Volksſchule, insbe⸗ 
ſondere die Lehe befolgen, ke als 2 vorzulegen. 

Abg. Dr. Wantrup (für den Comm.⸗Antrag): Es freut mich, daß ich 
mich für die Commiſſion erklaren kann. Auch ich halte ein Unterrichtsgeſetz 
wenn auch aus anderen Gründen als die Commiſſton, in dieſem Augenblick 
nicht für zeitgemäß, nicht weil ich dieſem Miniſterium kein gutes Unterrichts⸗ 
geſetz zutraute, oder die Regulative beſeitigt zu ſehen wünſchte. Das, was 
die Oppoſition gegen die Regulative hervorruft, den ſpecifiſch chriſtlichen 
Geiſt, den dieſe in die Schulen hineingetragen haben, werden Sie niemals 
beſeitigen, und kein Geſetz würde ihn fortſchaffen können Es ſteht um die 
Lehrer noch nicht ſo ſchlecht. So lebt z. B. in meinem danziger Schulbezirk 
ein Lehrer, welcher 27 Kinder hat (Heiterkeit), keine Schultinder, m. H., ſon⸗ 
dern eigene Kinder, von denen 13 oder 4 am Leben find, Er hat fie alle 
ehrlich und anftänvig aufgezogen bis auf die jüngften; wie er das gemacht 
hat, das ift mir freilich unbegreiflich (Heiterkeit), aber das iſt ja eben Gottes 
Segen (Heiterkeit), den wir da ſehen. Der Mann hat nicht gehungert, nicht 
geborgt over geb:ttelt, ſondern als würdiger Lehrer gearbeitet. Es iſt viel⸗ 
fach in dem Bericht auf das Kriegsbudget und anf den Kaſernenbau hinge⸗ 


Ich habe, ale die Abſtimmung begann, F 


nicht geändert; es liegt alſo kein Grund vor, von dem damaligen Beſchluſſe 
abzugehen. Es iſt bemerkt worden, es ſei jetzt keine Zeit zur Vereinbarung 
eines Unterrichtsgeſetzes, der Augenblick ſei dazu nicht geeignet. M. H.] Wenn 
Sie zu dem Miniſterium nicht das Vertrauen haben, daß es Ihnen ein Un⸗ 
terrichtsgeſetz vorlegen wird, welches Sie annehmen können, dann müſſen Sie 
daſſelbe Mißtrauen von dem ganzen Geſetz auch auf das Special⸗Geſetz, auf 
das Dotationsgeſetz, ausdehnen. Deshalb erkläre ich mich gegen den Com⸗ 
eee und erſuche Sie, über die Petition zur Tagesordnung über⸗ 
zugeben. 

Abg. Gerlich: Als Mitglied der weſtpreußiſchen Landarmen⸗Commiſſion 
bin ich bei der Verwaltung der Taubſtummen⸗Anſtalt zu Marienburg betbeis 
ligt. Die Commiſſion hat dort an die Lehrer, welche ſich der Sache beſon⸗ 
ders annehmen, Gratificationen zu vertheilen. Zu dieſem Zwecke erhalten 
wir von den betheiligten Schul⸗Collegien Berichte. Erlauben Sie, daß ich 
einen derſelben verl ſe. Redner verlief einen Bericht. worin von drei Leh⸗ 
rern gejagt ift, fie hätten bei der Wahl für den Candidaten der Fork⸗ 
ſchrittspartei geſtimmt (Hört, Hört!) und ſeien deshalb nicht zur 
Gratification zu empfehlen! (Große Aufregung, Ruf: Pfui!) Meine 
Herren! Der Referent, der dieſen Bericht erſtattet hat, iſt der Herr Dr. 
Wantrup! (Hört, Hört!) 

Abg. Dr. Möller: Herr Wantrup wünſcht, daß Preußen nicht als Staat 
der Intelligenz, ſondern durch die Waffen ſeinen Ruhm erlangen ſoll. Selt⸗ 
ſam, daß das ein Schulrath verlangt, allein ich erinnere noch, daß der Herr 
zur eeclesia militans gehört. Herr Wantrup wundert ſich, daß die Lehrer 
borgen müſſen. Das Schreiben eines ſchleſiſchen Schullehrers, das ich in 
meiner Hand halte, beweiſt die Nothwendigkeit. (Redner verlieſt das Schrei⸗ 
ben, welches bittere Klagen über dringende Nahrungsſorgen feines Verfaſſers 
enthält, welche ihn nöthigen, zum Borgen ſeine Zuflucht zu nehmen.) Ich 
dächte, m. H., dieſe Thatſachen ſprechen lauter als die ſalbungsvollen Reden 
des Herrn Schulraths von Gottes Segen, mit welchem er die hungernden 
Lehrer ſchwerlich ſatt machen wird. (Heiterfeit.) 

Abg. Dr. Baur: Ich will nur einen bierher gehörenden Fall mittheilen, 
der mich felbft betrifft. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu Görlitz hatte 
mich in die Zahl der Mitglieder der Schul-Deputation gewählt. Die Regie⸗ 
rung zu Sean beſtätigte mich aber nicht, weil ich in einigen Correſpondenz⸗ 
Artiteln des „Görlitzer Anz.“ polemiſch gegen die Schulregulative aufgetreten 
ſei. Es wird nun von Intereſſe ſein, wenn wir von dem gegenwärtigen 
Sein Cultusminiſter erfabren könnten, ob er damit übereinftimme, daß die 

eilnahme jedes freieren Elements von einer Verſammlung, welcher durch⸗ 
aus nur eine vorberathende Befugniß zuſteht, ein für allemal ausgeſchloſſen 


ſein ſolle. N 

Abg. v. Bunſen: Ich mochte den Hrn, Abg. Schmidt erſuchen, feinen 
Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung zurückzunehmen. Ich möchte ihn 
bitten, zu bedenken, daß die Vereinbarung des ganzen Unkerrichtsgeſetzes 
in unſerem Sinne unmöglich iſt und daß es wohl b.ffer iſt, die Hälfte zu 
nehmen als das Ganze aufzugeben. Wir dürfen uns dadurch, daß vor 


2 Jahren 4000 und heute nur einer petitionirt, nicht abhalten laſſen. Es iſt 


dies keine Folge davon, daß es beſſer geworden, ſondern es iſt ſo gekommen, 

weil die Leute durch die Erfolgloſigkeit ihrer früheren Petitionen entmuthigt 

ſind. Wir dürfen aus dieſem Grunde die Sache nicht zurückweiſen, ſondern 

5 Falte den Wenigen, die uns wieder darauf aufmerkſam gemacht haben, 
ank wiſſen. 

Cultus miniſter v. Mühler: Es iſt bereits von meinem Commiſſar gefagt 
worden und ich kann es hier wiederholen, daß die Regierung dieſen Anträr 
gen nicht entgegenſtehe und daß von ihr auf die ernſthafteſte und bereitwil⸗ 
ligſte Weiſe erwogen werden wird, wie den Beſchlüſſen der Commiſſion ent⸗ 
gegen zu kommen ſein werde. Nur wird, meine ich, von dieſer einzelnen 
Frage die weitere Organiſations⸗Frage der Schule und die Regelung der Ver⸗ 
hältniſſe el Schule und Gemeinde nicht zu trennen ſein, denn alle dieſe 
2 . Pag erſt durch das Unterrichtsgeſetz ihre definitive gleichzeitige 

ung finden. a 

Abg. Richter: Durch den Commiſſionsantrag will hauptſächlich die 
Staatsverwaltung ermächtigt fein, den Gemeinden höhere Communallaſten 
aufzulegen und fie ungefragt zu hoheren Beiträgen für Lehrer und Schule 
zu nöthigen. Als Correlat ſcheint es mir nun unumgänglich nothwendi 
den Gemeinden neben den böberen Leiſtungen auch hohere ge te zu bewil⸗ 

en, namentlich die von der Verfaſſung gewährleiſtete hohere Selbſtſtändig⸗ 
eit in der en ihrer äußeren Angelegenheiten, eine Betheiligung an der 
Anftellung der Lehrer u. . f. Wie wollen Sie ein Geſetz über die Dotation 
beſchließen, ohne zugleich die rechtlichen Grundlagen dieſes Geſetzes ins Auge 
zu faſſen. (Sehr richtig,) Ich halte es daher für dringend nothwendig, daß 
das Haus denſelben Beſchluß, welchen es in der Seſſion 1863 in dieſer 


wird mit jedem Jahre mehr zum dringenden Bedürfniß und zur unabweis⸗ 
lichen Verpflichtung für die Staatsregierung, das im Art. 62 der Verfaſſun 
verheißene Geſetz, welches das ganze Unterrichtsweſen regelt, dem Hauſe 
vorzulegen.“ — Ich trage darauf an, die vorliegende Petition der Regierung 
mit dieſer Reſolution zu überweiſen. 

Regier.⸗Commiſſar Geh. Rath Stiehl: Es könnte nach der Anſicht des 
Vorredners den Anſchein gewinnen, als ob es nur darauf abgeſehen wäre, 
der Regierung eine größere Vollmacht zu gewähren, damit ſie die Gemein⸗ 
den zu höheren Leiſtungen für die Schule anhalten könne. Ich bemerke dazu, 
daß das eben Sache des Geſetzes zur Regelung der Verhältniſſe der Volks⸗ 
ſchulen bleibt, welches ſelbſtredend eine A: sführung der in der Verfaſſungs⸗ 
urkunde gegebenen Verheißung iſt. { 

Abg. Dr. Wantrup (perjönlib): Wie das Aktenſtück, welches der Abg. 
Gerlich citirt hat, in das Haus gekommen, iſt mir völlig unerfindlich. (Hel⸗ 
terkeit.) Stände ich der Sache als Privalperſon gegenüber, fo könnte ich mich 
näher darüber auslaſſen; ich bin aber Mitglied eines Collegii, und habe alfo 
weder das Recht noch die Pflicht, über die Angelegenheit weiter zu Ipreden, 
Da aber mein Name dabei genannt ift, jo kann ich es Ihrem Urtbeile übers 
laſſen, ob ich in politiſcher Maßregelung oder Verfolgung meiner Untergebes 
nen irgendwie rigorofe vorgegangen bin. Wäre dies der Fall, jo würden 
gewiß die fortſchrittlichen Blätter darüber Lärm geſchlagen haben (Heiterkeit); 
eine ſolche Beſchuldigung werden Sie aber nirgend finden. E 

Abg. Harkort l. Beeren): Den Sieg eines Unterrichtsgeſetzes, welches 
den nationalen Bedürfniſſen entſpricht, über die Schul⸗Regulative, wird der 
Abg. Wantrup der Entwickelung der Nation überlaſſen müſſen. Die Vor⸗ 
würfe des genannten Abgeordneten gegen den Commiſſionsbericht ſind un⸗ 
haltbar, die Commiſſion bat ganz genau berichtet, was die Lehrer fordern. 
Das Verhältaiß der Schulen und Kaſernen iſt ganz unrichtig in die Debatte 
gezogen. Schulen müſſen wir bauen, Kaſernen brauchen wir nicht, wenn 
man das Heer nicht ſtark vermehrt, man legt ja jetzt ſchon genug Soldaten 
in die Bürgerquartiere. Die Lehrerbeſoldungen find kümmerlich, ſchlechter als 


vie der Subaltern⸗ und Unterbeamten, und die find ſchon traurig genug. 
Redner macht eine Anzahl von Zahlenangaben, namentlich aus der Provinz 
reußen, zum Beweiſe feiner Behauptung.) 


Wenn die Abg. Schmidt (Randow) und Richter behaupten, es hätten zu 
wenig Lehrer petitionirt, jo erinnere ich an die Gefahren, welche ſolche Per 


rage angenommen, heute noch einmal faſſe. Der Beſchluß lautete: „Cs 


SIR 


Be titionen für ihre Urheber mit fid bringen. Es ift ohne jedes Bedenken für 
3 ein ſpäteres Unterrichtsgeſetz, wenn man jetzt die Dotationsfrage erledigt 
und ſie ſpäter als einen Theil des künftigen Geſetzes fertig ſtellt. Es iſt 
unmöglich, die Laſt allein auf die Schultern der Gemeinde zu wälzen, der 
Staat muß auch eintreten, wo die Kraft der Gemeinde nicht ausreicht. In 
dem guten Volksunterricht liegt der Schlüſſel zur ſocialen Jes be das er⸗ 
kennt man in England und Frankreich. Preußens Schulgeſetz bedarf einer 
vollſtändigen Reform, wenn es, wie bisher, vorangehen ſoll. Lehrer und 
ihre Familien darben; ſollen wir ihnen nicht wenigstens in einer Beziehung 
helfen können? Sollen wir nicht die Hälfte der Hilfe leiſten, ſondern wars 
ten, bis wir das ganze Schul zeſetz haben? Nein, m. H., halten wir uns 
an das Bebürfniß, beſeitigen wir die dringendſte Noth. Dazu empfehle ich 
Ihnen, nehmen Sie den Commiſſionsantrag an. (Beifall.) 
Es kommt nunmehr zur Abſtimmung. Der Abg. Schmidt (Randow) 
zieht ſeinen Antrag auf Tagesordnung zurück; das Amendement Richter 
wird abgelehnt, dagegen der Commiſſionsantrag angenommer. 

Inzwiſchen iſt der Commiſſar des Miniſters des Innern, Geh. Rath 
Ribbeck, eingetreten, und die vorhin unterbrochene Discuſſion über die lau⸗ 
baner Petition kann wieder aufgenommen werden. 

Abg. Immermann: Der vorliegende Fall beweiſt eclatant, daß wir 
uns in einer Revolution von oben befinden. Man hat ſogar amtlich von 
einer „ſogenannten“ Unterſuchungs⸗Commiſſion geſprochen, die dies Haus 

eingeſetzt hat, und Männern einen Verweis ertheilt, die nach den Beſtimmungen 
. zweier alter intakter Geſetze von 1793 und 1805 ſich nicht geweigert Babes 
= und ſich nicht weigern durften, ſich zeugeneidlich vernehmen zu laſſen. Iſt es 
5 im Einklang mit den Geſetzen des Landes, ja mit der Logik und dem geſun⸗ 
ir den Menſchenverſtande, Männern einen Verweis zu ertheilen, die ihre Pflicht 
4 gethan? Auf dieſem Wege werden alle Rechtsberhältniſſe desorganiſirt, das 
f Volt wird dahin gebracht ſich ebenfalls in ganzen Schichten von Recht und 
Verfauſſung zu emancipiren und ſtatt der regierungsweisheit ſehn wir das 
6 Hazardiren eines Kaufmanns vor dem Banterott. Das Verfahren des Mini⸗ 
ters des Innern die Thätigkeit der von Rechtswegen eingeſetzten Unter⸗ 
ſuchungs⸗Commiſſion zu paralyſiren, lahm und brach zu legen und unſeren 
Beſchluß unausführbar zu machen, iſt eine offenbare Verletzung der Verfaſ⸗ 
ſung. Darum empfehle ich Ihnen den Antrag des Abg. Becker. 

Abg. Dr, Becker (Dortmund): Dies Haus hat unter dem 23. Novem⸗ 
ber 1863 die Einſetzung einer Commiſſion zur Unterſuchung der Lage des 
Landes beſchloſſen und dieſen Beſchluß aus dem klaren Wortlaut ves Art. 
82 der Verfaſſung hergeleitet. Wem ein Geſetz Recht giebt, dem bewilligt 
es auch die Mittel, dies Recht auszuführen. Faſt überflüſſiger Weiſe hat 
das Landrecht dies anerkannt, faſt überflüſſiger Weiſe, denn wir haben es 
ja doch erlebt, daß man es übernommen hat, dies ſelbſtverſtändliche Recht 
zu deuten. Die Regie ung hat alle Mittel aufgewendet, unſeren Beſchluß 
unausführbar zu machen. Was heißt das, Jemand verbieten, ſich zeugen⸗ 
5 eidlich vernehmen zu laſſen? Das heißt Jemand verbieten, die Wahrheit zu 
. fagen. Die beiden Rathsherren haben ſich nicht abhalten laſſen von ihrer 
Pflicht, die Wahrheit zu ſagen, dafür haben fie einen Verweis erhalten. Die 
beiden Rathsberren wenden ſich an dieſes Haus, und deſſen Commiſſion 
Hz ſchlägt den Uebergang zur Tagesordnung vor. M. H.! Ueber ein Verbot, die 
Wahrheit zu ſagen und eine Verletzung der Verfaſſung, geht man nicht zur 
Tagesordnung über. In dem liegnitzer Schriſtſtück iſt nicht allein der Ver⸗ 


5 weis der beiden Rathsherren conftatirt, ſondern auch der Verſuch, die Juſtiz 
u ; unter die Verwaltung zu ſtellen. Es ift eine grobe Anmaßung, die Richter 
355 zu rectificiren, dagegen muß dies Haus Widerſpruch erheben, ſonſt heißt es: 
3 fiat reglementum pereat justitia, Ich kann mir den Fall denken, daß die 
* Regierung eine Behörde, die ungeſchickt, aber buna fide gehandelt hat, vectis 
6 ficirt, allein jo naiv wird doch Niemand in dieſem Haufe fein, von der ge: 
If genwärtigen Regierung dies zu erwarten. 1 halte mich daran, daß der 
Il Beſchluß der Staatsregierung, welcher die Befugniſſe der Unterſuchungs⸗ 


Commiſſion aufhob, ein Bruch der Privilegien dieſes Hauſes, eine Ver⸗ 
letzung der Verfaſſung bedeutet. Nichts Anderes beſagt mein Antrag, deſſen 
Annahme ich Ihnen empfehle. 

Regierungs⸗Commiſſar, Geh. Reg.⸗Rath Ribbeck: Der Herr Minifter 
des Innern bedauert, heute geſchäftlich verhindert zu ſein, hier zu erſcheinen. 
Ich habe die Ehre, in ſeinem Auftrage zur Sache zu erklären, daß der Herr 
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8 Miniſter den von Ihrer Commiſſion einſtimmig angenommenen Antrag für 
1 vollkommen gerechtfertigt erachtet. (Schallende Heiterkeit.) Den von Herrn 
22 Dr. Becker eingebrachten Verbeſſerungsantrag kann ich Namens der koͤnigl. 
* Staats⸗Regierung nicht für begründet anſehen, und muß mir erlauben, ihm 
K zu boiderſprechen. Der Hr. Miniſter glaubt jedoch nicht in der Lage zu fein, 
* über einen Antrag von dieſer umfaſſenden Bedeutung, der nur bei N 


* 


beit einer Petition eingebracht iſt und einer beſondeben Verhandlung im Haufe 
bis jetzt nicht unterlegen hat, bei dieſem Anlaß in eine umſtändlichere Er- 
klärung und Erörterung eintreten zu können. (Große Unruhe.) 
8 Abg. v. Carlowitz: Ich kann nicht begreifen, wie ein Juſtizminiſter 
([. ich habe ſelbſt einmal in einem andern Lande dies Amt bekleidet und 
kann daher wohl beurtheilen, was zu feinen Vefugniſſen gehört —) es ruhig 
mit anſehen kann, wie mon in die Sellbſtſtändigkeit der richterlichen Behör⸗ 
den eingreili. Ich ſchließe daraus, daß der Juſtizminiſter den Eingriff der 
Verwaltung in die Juſtiz billigt und wundere mich nur, daß er noch immer 
von „ſeinen“ Richtern ſpricht und nicht von den Richtern des Hrn. Miniſters 
des Innern. (Heiterkeit,) Der Antrag des Abg. Becker wurde bereits im 
vorigen Jahre geftellt; ſollte er jetzt erneuert werden, ſo würde ich mich auch 
dafür eniſcheiden, ſelbſt auf die Gefahr hin, nach der entgegenkommenden 
Befürwortung des Commiſſionsantrags durch den Hrn. Reg. Commiſſar vor 
ihm als ein Undankbarer zu erſcheinen. 

Abg. Dr. John (Labiau) (gegen den Comm.⸗Antrag): M. H.! Ich 
möchte nur darüber einige lurze Bemerkungen machen, daß der Uſus des 
Hauſes es erfordere, über Petitionen, bei denen der Inſtanzenzug noch nicht 
erſchöpft iſt, zur Tagesordnung überzugehen. Dieſer Uſus bezieht ſich auf 
Petitionen, die über irgend eine Rechtskränkung Beſchwerde erheben, und ein 
außerordentliches Mittel, wie die Ueberweiſung einer Beſchwerde an die Ne: 
gierung, iſt allerdings dann erſt in Anwendung zu bringen, wenn die ord⸗ 
nungsmäßige Abhilfe, welche den Behörden obliegt, in dem Inſtanzengange 
als nicht erreichbar ſich ausweiſt. — M. H.! Wir haben es oft vom Mi⸗ 
niſtertiſch her gehört, daß dieſe oder jene Angelegenheit der Regierung nicht 
bekannt ſei. Das ſcheint mir freilich völlig ungerechtfertigt, denn die Auf⸗ 
ſichtsbehörden müſſen eben wiſſen, was im Lande vorgeht, aber das Ober⸗ 
aufſichtsrecht ſcheint allerdings doppelter Natur zu fein; es exiſtirt, wenn es 
um Nutzen der Regierung angezogen werden kann, es eriftirt nickt, wenn 

ch ein Intereſſe gegen das Verfahren der Regierung geltend zu machen 
ſucht. — Wenn der Herr Regierungs- Commiſſar es verſchmäht hat, den Be⸗ 
weis der Verfaſſungsmäßigkeit der Maßnahmen, gegen welche die Petition 
erichtet iſt, zu führen, jo kann ich ihm dafür nur dankbar fein; wir wün⸗ 
chen überhaupt keine Verfaſſungs⸗ Interpretationen von dieſem Miniſterium. 
— M. H.] Wir muſſen erklären, 12 das, was Veraniaflung zu dieſer Per 
tition gegeben hat, eine Verfaſſungs⸗Verletzung ift, und ich füge, an die Worte 
des Abg. v. Carlowitz anknüpfend, noch hinzu: Ein Juſtizminiſter der das 
9 tbut, was unſer Herr Juſtizminiſter gethan bat, und wie er auf feinem 
Platze bleiben kann, der dient wabrlich nicht dazu, die Achtung vor der Juſtiz 
zu erhöhen. (Bravo!) f 5 } 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Ribbeck: Es ift meine Erklärung als un: 
vollſtändig bemängelt worden. Mit Bezug darauf ergänze ich fie dahin, daß 
ich dem in dem Amendement Becker enthaltenen Vorwurf der Verfaſſungs⸗ 
verletzung ausprüdlich widerſpieche und zwar, weil ich ihn auch materiell im 
Namen der kgl. Staatsregierung nicht als gerechtfertigt anerkennen kann. 
(Große Heiterkeit.) 

Der Schluß der Debatte wird beantragt aber abgelebnt. 

Abg. Schulze (Berlin): M. H.! Auch bei dieſer Petition wird man auf 
den Aufammenbang ſehen müflen, in dem fie zu den übrigen Handlungen 
der Regierung ſteht, die in einer Art gewiſſen Steigerung an uns herantre⸗ 
ten, aber mit dem, was uns heute vorliegt, eine Art Höhepunkt erreicht ha⸗ 
ben. Die en löſt wieder einmal eine der wichligſten Inſtitutionen 
aus dem Verfafungsrapmen, aus dem Rahmen des conftitutionellen Lebens 
los. Sie erinnern ſich, m. H, was der Hr. Minifter des Innern über 
rie Communalverwaltung geſprochen hat. Die Communen ſollen nie aufhö⸗ 
ren, ſich als Glieder des 50 zu fühlen. Wie kommt es denn, daß 
fie in dem Augenblicke, wo ſie ſich als ſolche fühlen wollen, von einer Cen⸗ 
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— > n. Miniſters betroffen werden. — Die 4 5 a 

E — auf 5 Standpunkt des unbehingten Ben „Toten 0 
BE Beamten aber commandirt werden, im Sinne der Re terung ihre Stimmen 
abzugeben, fo iſt dies für fie gleichbedeutend mit der Auſhebung ihres Wahls 
I rohe. Man benutzt fie, um einen Faclor, der eigentlich nicht wählen kann 
die Staatsregierung, vermittelſt ihrer Stimmen mit wählen zu laſſen. ‚ 


1} 


M. H.! Es ift bereits dahin gekommen, daß man einem Bürgermeister, 
um über ſeine Qualification zum dieſem Amte ein Urtheil zu Bee te 
Frage vorlegt, wie er als Richter über die Stellvertretungskoſten der Beam⸗ 
en entſcheiden würde So ſucht die Regierung ſich einen Einfluß auf die 
＋ Communal⸗Verwaltung zu gründen, und wo eine Communal-⸗Vertretung fich 
daurchaus dem Vorgehen der Regierung nicht fügen will, da tritt die commiſſa⸗ 
kreiſche Vertretung ein. Nun, es müßte in der That eine ſchöne Communal⸗ 
verwalkung geben, wenn überall dieſe Praxis Platz greifen follte, aber ich 
glaube, daß die Regierung dadurch jelbjt einigermaßen in Verlegenheit ge⸗ 
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ſetzt werden würde. Was die Verweiſe anbetrifft, die ſich ſolche Beamte durch 
ihren Widerſtand gegen ungeſetzliche Maßregeln zuziehen, ſo wollen wir ſie 
gar nicht beſeitigen; dieſe Verweiſe ebren den Beamten, wie die Wunden 
den Krieger, fie treffen nur Leute, von denen wir wünſchen müſſen, daß unſer 
ganzer Beamtenſtand ihnen gleiche. — Das Einhalten des Inſtanzenzuges 
ſcheint mir ſchon um deshalb nicht nöthig zu ſein, weil wir nicht verlangen 
können, daß die Petenten bei dem Minitter des Innern über den Miniſter 
des Innern, von dem das Reſcript herrührt. ſich beſchweren ſollen. — M. H.! 
Wir müſſen daran feſthalten, daß es ſich hier handelt nicht nur um einen 
Eingriff in die Prärogative des Hauſes und in die Juſtiz, ſondern daß über⸗ 
haupt Alles in Frage geſtellt wird, was für das ganze Rechtsleben der Nation 
unentbehrlich iſt, deshalb bitte ich Sie, das Amendement Becker anzunehmen. 

Abg. Graf zu Eulenburg (für den Kommiſſ. Antrag gegen das Amen⸗ 
dement Becker): Ein Ausſpruch des Hauſes gegen die Execgtive ſollte nur 
in den dringendſten Fällen erfolgen, zumal bei dem gegenwärtigen Conflict 
zwiſchen Regie ung und Abgeordnetenhaus. Es iſt ſehr leicht möglich, daß 
in einer höheren Inſtanz eine Reprobirung des erſten Verfahrens eintreten 
könnte, der dune Beans muß daher erſchöpft fein, ehe das Haus fo urthei⸗ 
len darf, wie der Becker'ſche Antrag es verlangt. Glaubt man daran nicht, 
ſo müßte man zur Tagesordnung übergehen, weil die Wiederholung eines 
Beſchluſſes über die Verfaſſungsmäßigkeit eines Miniſterial⸗Erlaſſes das An⸗ 
ſehn des Hauſes nicht verſtärken kann. Dem Abg. Duncker bemerke ich, daß 
die Mitglieder dieſes Hauſes allerdings die Freiheit haben, einem Miniſter 
den Vorwurf der Verleumdung zu machen; wir aber auf dieſer Seite des 
Hauſes weiſen es von uns ab, bon dieſer Freiheit Gebrauch zu machen. 

Abg. Virchow: Das Haus verlangt die Anweſenheit der Miniſter zu 
dem Zwecke, damit fie Auskunft geben und dad urch das Haus in den Stand 
ſetzen, bei vorliegenden Beſchwerden Beſchlüſſe zu faſſen, nicht, damit fie 
irgend einen Aphorismus von ſich geben, den wir uns ſchon vorher conſtrui⸗ 
ren können. Wahrſcheinlich hat der Herr Reg. Commiſſar noch mehr In⸗ 
ſtruktionen in der Taſche, und ich will ihm Gelegenheit geben, ſich näher 
auszuſprechen. Denn das, was er bisher ſagte, konnte ſich Jeder ſelbſt ſagen, 
dazu war es nicht nöthig, den Herrn Regier.⸗Commiſſar zu incommodiren. 
Wir wünſchten aber, daß ſich die Regierung materiell ausſpreche, was zu thun 
ihre Pflicht iſt. Alle Documente liegen in dem gedruckten Berichte vor, ſie 
iſt vollſtändig inſtruirt und kann, wenn ſie Remedur eintreten laſſen will, 
ſich darüber dier ausſprechen, da ſie weiteres Material im Wege der Ver⸗ 
waltung nicht zu erwarten hat. Mit dieſer indolenten Art der Regierung, 
hier den Verhandlungen im Hauſe paſſiv beizuwohnen, und von Zeit zu 
Zeit die Bemerkung zu machen, daß ſie nicht darauf eingehen könne, kommt 
man nicht zur Verſtändigung. Glaubt die Regierung in ibrem Rechte zu 
ſein, ſo trete ſie doch vor und vertheidige ſich, damit das Land doch ihre 
Gründe kennen lerne, ſachgemäß, aber nicht hinter dieſe formaliſtiſchen 
Schranken zurückgezogen! Die Verfafjung kennt dieſe Schranken nicht, fie 
verweiſt uns mit unſeren Beſchwerden an die Regierung und die Regierung 
verweiſt uns an den Inſtanzenzug, der das eben gehörte „Non possumusé“ 
noch einmal in Form eines Aktenſtückes wiederholen würde, bis nach einem 
Jahre die Sache wieder im Haufe zur Verhandlung kommt. 923 5 

Der Antrag der Commiſſion iſt dem gegenüber ebenſo ale ict 
wie es eine Ueberweiſung der Petition an die Regierung zur Abhilfe ſein 
würde. Sie wäre inhaltlos, da ſich die Sache eigentlich gegen den Herrn 
Miniſter des Innern richtet, in deſſen Hand die Regierung ein gefügiges 
Werkzeug, eine biegſame Ruthe iſt. (Heiterkeit.) Daß, wie der am Graf 
Eulenburg ſagt, eine Repetition des Antrags die entgegengeſetzte Wirkung 
haben könnte, daß die wiederholte Hinweiſung auf Recht und Verfaſſung der 
Regierung gegenüber den Effect einer Abſtumpfung ausüben werde, das 
hatte ich nicht erwartet, von einem Mitgliede der conferbativen Partei zu 
hören. (Sehr gut!) Je diter wir die Regierung auf ihre 19150 hinweiſen, 
deſto eher muß ſich durch Vergleichung der vielen Fälle die Regierung 
in ihrem Gewiſſen gedrungen fühlen, endlich zu ſagen: das Haus hat doch 
Recht! Und Sie, m. H., bringen uns jetzt ſogar das Argument, wir moͤch⸗ 
ten es nicht zu oft ſagen, damit die Herren ſich nicht in ihrem Gewiſſen ab: 
fumpfen! (Zuſtimmung und Heiterkeit.) Es giebt hier eben zwei verſchie⸗ 
dene Arten der Behandlung der politiſchen Angelegenheiten. 

Sie (zur Rechten) behandeln ſie mehr vom allgemeinen, bald mehr logi⸗ 
ſchen, bald wehr pfychologiſchen, bald mehr vom Standpunkte der Zweck: 
mäßigkeit und, wie es Ihnen gerade paßt, ſo ſchieben Sie die Sache bald 
hierher, bald dorthin. Wir haben allerdings immer nur den monotonen 
Standpunkt des Rechts eingenommen, ich erkenne es an, es iſt ein monotoner 
Standpunkt. Aber daß wir die Hoffnung aufgeben follten, daß die höchfter 
Beamten dieſes Staates blos aus Langerweile endlich elt ſollten, was 
Recht iſt, endlich nd vor ber Ueberzeugung verſchließen ſollten, daß fie das 
Recht immerfort verletzen, das kann ih nun und nimmermehr zugeſtehen. 
Sonſt müßte ich den Sitz in dieſem Hauſe aufgeben, wo ich Nützliches nicht 
mehr zu wirken vermöchte und mein Mandat an das Volk zurückgeben, da⸗ 
mit es ſich einen andern Abgeordneten wähle oder ſein Recht auf einem an⸗ 
deren Wege ſuche. (Lebhafter Beifall.) 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Reg. Rath Ribbeck: Wenn meine Aeußerungen 
wieder bemängelt worden find, jo geſtatten Sie mir, darauf hinzuweiſen, daß 
ich nur die Ehre habe, als Commiſſarius hier zu ſtehen, daß ich das, was 
ich geſagt habe, in höherem Auftrage hier zu ſagen hatte, nicht mehr und 
nicht weniger. Dem Herrn Miniſter des Innern iſt bisher keine Gelegenheit 

eboten worden, dieſen Gegenſtand einer näheren Erörterung zu unterziehen. 
In Ihrer Commiſſion iſt die Zuziehung eines Regierungs⸗Commiſſars nicht 
5 worden, und es iſt auch des Gegenſtandes, den dieſes Amendement 
Becker enthält, mit keiner Silbe gedacht worden. Gönnen Sie dem Herrn 
Miniſter Gelegenheit, an einer beſonderen Berathung dieſes Gegenſtandes ſich 
zu betheiligen, und ich bin überzeugt, daß er ſich ebenſo freuen wird, Ihnen 
2 zu geben, wie er ſie Ihnen bis jetzt zu ertheilen ſich nicht gewei⸗ 
gert hat. 

Nach dieſer Erklärung ſtellt Abg. Immermann den Antrag: die Petition 
an die Commiſſion zurückzuverweiſen. 

Der Schluß der Debatte wird beſchloſſen. Aus einer Reihe perfönlicher 
Bemerkungen der Abg. Simſon, Graf zu Eulenburg und Duncker heben wir 
die letztere hervor. Der Abg. Duncker erklärt, daß er dem Grafen zu Eulen⸗ 
burg ein Recht zur Beſchränkung der Redefreiheit nicht zugeſtehen könne. 
Gegen ſeine Behauptung gebe es den „Beweis der Wahrheit“, und ſo lange 
ihm nicht wenigſtens ein Fall nachgewieſen ſei, in welchem Communalbeamte 
Terrorismus geübt, werde er ſie nicht zurücknehmen. 5 

Der Antrag des Abg. Immermann wird mit überwiegender Majorität 
angenommen. 

Die Petitionen in Dad der Gebäudeſteuer werden auf den Vor⸗ 
ſchlag der Com miſſion der Regierung überwieſen. Der Finanzminiſter 
verſpricht Remedur. 


Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. (Tages⸗Ordnung: 

Fortſetzung des Berichts der Finanz⸗Commiſſion über Petitionen.) 
Deut ſech land. 

Frankfurt a. M., 3. April. [Joh. Ronge] iſt nach dem 
„Fr. J.“ in Folge eines heftigen Schlaganfalles ſchwer erkrankt; doch 
meinen die Aerzte, feine vollkommene Wiederherſtellung ſtehe zu er— 
warten. 
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Telegraphiſche Depeſchen 

Paris, 6. April. Doucet und Prevoſt Paradol ſind zu Mit⸗ 
gliedern der Akademie von Frankreich gewählt worden. 

London, 5. April, Abends. Nach Berichten aus Shanghai vom 
23. Februar haben die muhamedaniſchen Inſurgenten Tunchang und 
Loyang genommen. Die chineſiſche Garniſon zu Hunghow hat ſich 
empört. Aue Melbourne wird vom 23. Febr. gemeldet, daß der Krieg 
auf Neu⸗Seeland wieder begonnen hat. 

Ein engliſches Detachement in Presmane wurde von den Aufftän- 
diſchen zerſprengt, ſammelte ſich aber ſpäter wieder. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 
—— — — — — — — —¶à¹’3 


Der Burometerfiand bei Grd. Ba: Luft: | Wind⸗ 

in Pariſer Linien, die Xemveras Tempe⸗ richtun und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. rometer. |" ratur, Stärke. 

Breslau, 6. April 10 U. Ab.] 335,60 3,4 NW. 0. Heiter. 
7. Apiil 6 ll. Mra.] 33551 | +10| Sd. 1. Trübe. 


Breslau, 7. April, [Waſſerſtand.]J B.P. 18 F. 3 J. H.-P. 8 F. 2 J. 


Answärtiger amtlicher Waſſer Rapport. 
6 us Pegel zu Ratibor ſtand das Waſſer der Oder den 6. April, Früh 
br, 12 Fuß 2 Zoll, Nachm. 4 Uhr 14 Fuß 3 Zoll. 


Selegrapbifehe Eon d Börfen Nachricht n 
Paris, 6. April, rſe und Börſen⸗ Nacht 3 
Steigens der ba achm 3 Uhr. Die Börſe eröffnete in Folge des 


hoher) in guter Stimmung, jedoch war das Ges 1, 


ſchäft nur gering. Auch beim Schluſſe war die Haltung feft und das Geſchäft 
belebt. Conſols von Mittags 1 Uhr waren in Liquidation 90%, pr. Mai 
91% gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 95. Italien. Sproz. 
Rente 65, 80. Zproz. Spanier 42%. lproz. Spanier 41. Defterr. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 443, 75. Credit⸗Mob.⸗Aktien 840, —. Lombard. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 553, 75. Re 

Paris, 6. April, Abends. Der heutige Bankausweis ergiebt eine Vers 
mehrung der Vorſchüſſe auf Werth⸗Papiere um 1%, des Notenumlaufs um 
21%, des Guthabens der Privaten um 8% Mill. Fr., und eine Verminde⸗ 
rung des Portefeuilles um 12%, des Baarvorraths um 1'/,, des Guthabens 
des Schatzes um 47% Mill. Fr. 8 

London, 6. April, Nachm. 4 Uhr. Schönes Wetter. Conſols 9 pr. Mai, 
Iproz. Spanier 4!'%. Sardinier 78. Mexikaner 27. 5proz. Ruſſen 89%. 
5 89%. Silber 60%. Türk. Conſols 54%. 6proz. Ver St.⸗Anl. 
pr. 1862 58. 

London, 6. April, Nachm. Nach dem heutigen Bankausweiſe beträgt 
der Notenumlauf 20,902,605 (Zunahme 951,285, der Baarvorrath 15,255,433 
(Abnahme 103,566), die Notenreſerve 8,149,045 (Abnahme 1,153,735) Pfd. 
St. Heute find 12,0 0 Pfo. St. in die Bank gefloſſen. 

Wien, 6. April, Nachm. 2 Uhr. Matt, abwartend. Schluß⸗Courſe: 
öproz. Metall, 70, 90. 1854er Looſe 87, 50. Bank⸗Aktien 794, Nord⸗ 
bahn 179, 50. Nat.⸗Anl. 76,8). Creditaktien 182,50 Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗ 
Cert. 192 60. Galizier 214. —. London 110, 30. Hamburg 82 25 Paris 
43. 80. Böhm. Weſtbahn 64, 25. Credit⸗Looſe 126, 30. 1860er Looſe 93, 50. 
Lombard Eiſenbahn 240, —. Neues Lotterie⸗Anl. —, —. 

Hamburg, 6. April Nachm. 2% Uhr. Börfe ruhig. Rhein. Eiſenbahn⸗ 
Aktien lebhaft Ruff. Prämien⸗Anl. 83 . Sehr ſchönes Wetter. Schluß⸗ 
Sourfe: National⸗Anl. 69%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 82%. Vereinsbank 
106%. Norddeutſche Ban 116. Rheiniſche 113%. Nordbahn 77%, 
Finnl. Anl. 83 . proc. Verein. St.⸗Anl. pr. 1862 54%. Diskonto 2 %. 

Hamburg, 5. April. [Getreidemarkt! ſehr ruhig und ziemlich matt, 
Termine flau. Weizen Aptil⸗Mai 5400 Pfd. netto 93—92 Bancotbaler 
bez., 92% Br., 92 Gd. Roggen April⸗Mai 5100 Pfd. brutto 78 —78 bez., 
78% Br., 78 Gd. Oel Mai 25%, Okt 25%. Kaffee matt. Zink ruhig. 

Liverpool, 6. April, Rahm, 1 Uhr. [Baumwolle.] 3000 —4000 
Ballen Umſatz. Amerikaniſche 14%, fair Dhollrah 10%, middling fair Dbol⸗ 
erah 9, middl. Dhollerah 8, Bengal , Omra 10%, Pernam 14%, China 8%. 
T.. ccc 


Berliner Börse vom 6. April 1865. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Dividende pro 1863 1864 Zt. 


dito 1850, 62j4 98% be. Aachen-Düsseld..: 3½ 4½%, 844 10 ½ bz. 

dito 188534. 98 br. Aachen-Mastrich| — | — N 43_bz. 

dito 1884 4½ 1021, bz Amsterd -Rottd..| #44 | 619/904 118 bz. 

dito 1855/4113102, br. erg -Märkische. 14 [a 113844 de. 

dito 1856 1026 bz. erlin-Anhalt. . 9% 11 4 IA B. 

dito 1887 4% 102% ba. Berlin-Görlitz. .| — | — ja 88 ba. 

dito 1858/41, 102%, bz. dito St.-Prior. 7 5 [18% de. 

dito 18640 4½ 102% ba. erlin-Hamburg| 1½ 1 4 1145 Yetw.ba.u B. 
Staats-Schuldschelne3½ 91%, ba. er! -Potsd. Mg. 16 4 12224 ba. 
Präm.-Anl. von 186681 l br erlin-Stettin HM — (4 138 B. 6. 6) 
Berliner Stadt. O n. f 102% ba. öhm.-Westh — 66 [76% ba. 

„ Kur- u. Neumärk. 33.87 reslau-Freib 7 82, 4 143%, ba. 
Öl Pommersche..... 1314187 b Cöln-Minden. ul] — 3½% 20% bz. 
2 \Posensche. 4 — — — Cosel-Oderberg. I | — |3 8 8 * 
Se dito 3 — — dito St-Prior.| — — 1413189 8. 
3) dito neue.......A 195% bz. dito dito | — — s Is B. 
Schlesische . . . 3½%0 1 , ba. Galiz.Ludwigsb. | 6 — ss 19% dz. u. 
Kur- u. Neumärk. 4 98% ba. Ludwigsh.-Bexb.| 9 91% 4 19 u. 
Pommersche. 4 198% ba. Magd.-Halberst. 2 % | — (4 1232 @. 
® Posensche 4 97 4 ba. Magab.-Leipzig. ‚(17 — 1 1258 * 
3 ( Preussische ... 4 084% bz. Mainz-Ludwigsh| 7 . 14 [131% br 
3 Westph. u. Rhein. 4 '90%, bz. Mecklenburger, ab Ss „ 8% „ 
8 Sächsiche. ... 4 % bz. Neisse-Brieger. . 7 1 55 
2 Schlesische .. . 4 99 ½ B. Be — 4 4 H 5 * 
Eonisator 111%, 6. Pete Be . b rab, ile g, | 4, [19.2 16% be. 
. BEN = Oberschtes. A... 10 irn 170.8. de 
. i 319. %. 
Ausländische Fonds dito ho 10 6470 2 1653, bu. 
O esterr Metalliques5 63 ½ be. u. G. Oestr.-Fr. St.-B. 5 — 48 g B. 
dito Nat.-Anl. . . 8 40 bz. Oest. südl. St.- B.] 8 — 6 1478146½4147b3 
dito Lott -A v. 0% 5 4 % ba Oppeln-Tarn . 24 — 14 61 nz. 
dito dito 64/— 5 4½ ba. einlsche 8 — 4 {115 be. 
—— See Bra ne G. dito Stamm- Pr.] 6 1111 
senb.-L.. .(— 4 be Rhein-Nahebahn — — 14 131% ba. 
Russ Engl. Anl. 182% |89 ha. Aur. Erf. K. Gdb . 8 e 3¼ 104 ba. 
dito Holl Anl. 18645 1 8. targard-Posen. . — 27 u. 
u. 88 767% ö hüringer ....... 997 — 14 1134 ba, 
Poln-Pfandbr m. 2 Warschau- = 8 7 
| Poln. Obl. a 500 Fi 14 00 bz. E n 1 K 
dito 2 300 Els 92% 6 
dito 4 200 Fl — — — — Bank- und Industrie-Paplere. 
Kurh ess. 40 Thlr.. . 66 ½% B. 
Baden. 35 Fl. Loose. — 1301, E. Berl. Kassen- V. 0 7½½0 4 131 8. 
te — . BEN 86 8. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Bremer Bank. . 5% | 7340 4 114 B. 
7 Danziger Bank. . 6 7 4 n @. 
Berg.-Märkische N 4½%101½ b. Darmst. Zettelb.| 6 x 4 102 G. 
dito II. 101% B. Geraer Bank. 7 5 4 fte etw. ba. 
dito IV. A100 ½% 6. Gothaer „ ul - 4 1102 etw. ba. 
dito III. v. St. 3½ 8.4% V4 br. Hannoversche B. 515 — 4 100 B. 
Cöm- Minden +. 41911024, d. Hamb. Nordd. B.] #8 7 4 116% G. 

dito IL 104% be. „, Vereing-B.| 61% % 4 106%, G. 

dito 4 Be Königsberger B. 5 6, ja 100% 8. 

dito una 031, G Luxemburger B. 8 27 4 6% U 

dito 4½/11%½ 6. Magdeburger B.l41 80,0 4 10% 6. 

5 IV. 4 2% bz Posener Bank... En 1 4 [101% etw. bz. 
Oos. Oderb. (Wilh.) 4 |vı%, B. Preuss. Bank.-A.78½% 101% 4 ½ 146 l. P. b. 
> eg 3 0 * „ |Nbüiringer Bank, 11 4 4 176% w. ba 

* — * * 1 7 
Niederschl.-Märk. . 1 96% B. 2 4 Re 

dito conv.4 96% B 
1 Berl. Hand.-Ges.] 8 — 4 inn bz. 
dito UI. 4, 194% ba. Coburg. Credb. A, 7 | — f [101 ba. 
dito IV.[44g1112 b. armstädter „ 5½ | 6 1 0 % 6. 
Niederschl, Zweigb., osgauer „54 — — = 131% p. St. bz 
Lit. 0 0 1 @ ie, Com. Ant. % 1— 4 ff % m 
Oberschles. . |Genfer Credb. A.| I — K lea he 

dito Leipziger 14 — 14 |86Y%etw.bz ex. C 

dito eininger „| 7 — ( JI0l ba. 

= oldauerLda.-B.| 21, — 14 44% br. 

— Oesterr. Oredb. A.] 6 — 5 834 ba. u. 6 
5 to 54 Schl. Bank-Ver..| ö — 4 110% ba 

est.-Franz > 
. SER 5 1 2 
Rhein. v. St. gar. ...- Ni : Minerva. . , — — 18 34% 4 30 ba 
Rhein-Nahe-B. gar . . 4½ 100 % bz. /Fbr.v.Eisenbbfd.| ® | 81% 8 ton. u. G. 

. Weohsel-Oourse. 
Amsterdam 250 Fl... 40 T. 144½ ba. Augsburg 100 FI. 4 M. 66. 26 @. 
de, „dito 4% de. Leipzig 100 Tir. J T. 00 % @. 

Hamburg en MK . . 8 T. 182½ +2, dito dito 2 u. 0 @. 

dito IL to 2 M. 161% br. Frankfurt a. M. 100 F1.|2 M. 56. 28 @. 
London | nn 4 M. 6. 24 b. Potersburg 100 8.-B.. .|3 W 89 ba. 
Paris Fres 2 M. 80% ba. dito dito 3 M % he. 
Wien 150 Fl. . zu b Warschau 90 fl. R. 48 5 ba. 
dito dito 2 M.I9IY, v Bremen !00 Thlr. J F. bs. 


* Breslau, 7. April. 
Früh 3 Grad Wärme. 
W unverändert. 84 Pf weiße brucfrele W 6166 

Weizen matt, pr. Bſund weiße are es S 
wenig erbrochene 5256 Sgr., erwachſene 48 bis 50 Sgr., gelbe — 
aare 58 60 Sgr., wenig erbrochene 50.—54 Sgr. erwachſene 42—40 Sgr., 


Wind: Oft, Wetter: ſchöͤn. Thermomet 
Bei ſtillem Geſchaͤftverkehr blieben die Getreidepreiſe 


feinfte Sorte über Notiz bezahlt. — Roggen unverändert, pr. 84 Pfp. 
41—42 Sgr, feinſte Sorte 43 Sgr. und darüber begabt, 2 Sch 
ruhig, pr. 74 Pfd. weiße 36-38 Sgr., belle 33—34 Sgr., gelbe 31— 
2 Sgr. Hafer ruhig, vr 50 Pfd. 2427 Sgr. Erbſen ſchwacher 
Umfatz. — Wicken ſchwacher Umſaß, 6270 Sgr. — Deliaaten ſehr feſt. 
— Lupinen wenig cen d — Sckleſiſche Bohnen gefuht, - Schlag⸗ 
lein feft. — Rapskuchen 28 50 — 52 Sgr. pr. Etr. 
Sge.pr. Schl. Sgt. pr. Sf. 
Weißer Weizen, alter 60 6067 Bien et 2 80-66 
1 } n Nn 2—64—70 
Gelber Weizen, alter 58 64--68 Lupinen 45 —60—72 
* „ neuer 57 60 Bohnen 70 78 28 
Erwachſener Weizen 42 - 1652 Sgr. pr, Sack ö 150 Pfd. Brutto. 
oggen 41 4243 Schlag⸗Ceinſaat 160 180 495 
Gerſte, nee 2 ag Winter ö 19) 218-234 
afer, neuer —25—2 n en 180 A 
da meet ann 80 200 -215 


ugeführt, — rothe ſeſt, orvinare 14 / —18 Thlr., 


mitile 19 21 Thlr., feine 23—25% Thlr., bodfeine 26 27 Thlr. und 
darüber bez., — weiße ruhi * ordinäre 13—15 Air, r 16—1 . 
feine 19 Hi Thlr., hochfeine 92—25 Thlr. pr. Centner. m 8 Tl, 


Rohes Rabbl pr. Gtr. loco 12% Thlr., Frühjahr 12%, Khle., Herbst 
12% Tblr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 1 
Frübjahr 12 Thlr., Herbft 14% Thlr. % Trailer Ba 12% Thlr., 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stei 
ud. don Grab, Barth und Comp. cd. Friekrid) in Breslau. 


